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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einrichtung einer 
gemeinschaftlichen Überwachung der Einfuhren bestimmter Erzeugnisse 
mit Ursprung in Norwegen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und dem Königreich Norwegen ist am . . Mai 
1973 ein Abkommen unterzeichnet worden. 

Dieses Abkommen sieht für die ihm unterliegen- 
den Waren in den Artikeln 2 und 3 die schrittweise 
Beseitigung der Zölle vor. Abweichend von diesen 
Artikeln bestimmen die Artikel 1, 2 und 3 des Proto- 
kolls Nr. 1 im Anhang zu diesem Abkommen, daß 
für die Einfuhr bestimmter, im Anhang C dieses 
Protokolls genannter Waren die Zollherabsetzung 
im Jahre 1973 im Rahmen von Richtplafonds erfolgt, 
bei deren Überschreitung die gegenüber Drittlän- 
dern geltenden Zollsätze wieder angewendet wer- 
den können. Zur Durchführung dieser Vorschrift muß 
die Gemeinschaft ständig über die Entwicklung der 
Einfuhren dieser Erzeugnisse mit Ursprung in Nor- 
wegen unterrichtet sein. Die Einfuhr dieser Waren 
ist deshalb einem Uberwachungssystem zu unter- 
werfen. 

Dieses Ziel kann mit Hilfe eines Verwaltungsver- 
fahrens erreicht werden, nach dem die Einfuhren der 
betreffenden Waren auf Gemeinschaftsebene auf die 
genannten Richtplafonds nach Maßgabe der Gestel- 
lung dieser Waren bei der Zollstelle mit einer An- 
meldung zur Abfertigung zum freien Verkehr ange- 
rechnet werden. Dieses Verwaltungsverfahren muß 
die Möglichkeit vorsehen, die Sätze der Zolltarife 
wieder anzuwenden, sobald die Plafonds auf Ge- 
meinschaftsebene erreicht sind. 


Dieses Verwaltungsverfahren erfordert eine enge, 
besonders schnelle Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission, die vor allem 
stets den Stand der Anrechnungen auf die Plafonds 
kennen und die Mitgliedstaaten hiervon unterrich- 
ten können muß. Diese enge Zusammenarbeit ist 
um so notwendiger, als es der Kommission möglich 
sein muß, die geeigneten Maßnahmen zu treffen, um 
die Wiederanwendung der Sätze der Zolltarife an- 
zuordnen, sobald ein Plafond erreicht ist. 

Die Richtplafonds in Anhang C des betreffenden 
Protokolls sind Jahresbeträge. Da jedoch das In- 
krafttreten des Abkommens für den 1. Juli 1973 vor- 
gesehen ist, ist die pro rata temporis Klausel des 
Artikels 4 des Protokolls anzuwenden. 

Hinsichtlich der Waren, bei denen nach den Arti- 
keln 2 und 3 des Abkommens der normale Zeitplan 
für die Beseitigung der Zölle gilt, ist es erforderlich, 
die Entwicklung der Einfuhren zu beobachten. Hier- 
zu muß es der Gemeinschaft ermöglicht werden, im 
gegebenen Falle geeignete Maßnahmen zu treffen, 
durch die jeglicher Schaden für die Industrien der 
Gemeinschaft verhindert wird. Deshalb sind die Ein- 
fuhren dieser Waren ebenfalls einem Überwa- 
chungssystem zu unterwerfen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die Einfuhren der Erzeugnisse mit Ursprung in 
Norwegen für die nach den Artikeln 1, 2, 3 und 4 
und dem Anhang C des Protokolls Nr. 1 zum Ab- 
kommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und dem Königreich Norwegen jährliche 
Richtplafonds gelten, unterliegen vom 1. Juli 1973 
bis 31. Dezember 1973 einer gemeinschaftlichen 
Überwachung. 
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Die Bezeichnung dieser Waren, ihre Tarifnummern 
und statistischen Kennziffern und die Höhe der sich 
aus der Anwendung der pro rata temporis Klausel 
des Artikels 4 des Protokolls ergebenden Richtpla- 
fonds sind im Anhang I aufgeführt. 

(2) Auf die Richtplafonds sind die Waren anzu- 
rechnen, die bei der Zollstelle mit einer Anmeldung 
zur Abfertigung zum freien Verkehr gestellt wer- 
den und für die eine dem Protokoll Nr. 3 zu dem in 
Absatz 1 genannten Abkommen entsprechende Wa- 
renverkehrsbescheinigung vorliegt. 

Eine Ware kann auf einen Richtplafond nur dann 
angerechnet werden, wenn die Warenverkehrsbe- 
scheinigung vor dem Tag vorgelegt wird, von dem 
ab die Wiederanwendung der Zollsätze angeordnet 
worden ist. 

Der Stand der Ausschöpfung der Plafonds wird auf 
Gemeinschaftsebene an Hand der wie vorbeschrie- 
ben angerechneten Einfuhren festgestellt. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regelmä- 
ßig die nach den vorstehenden Bestimmungen durch- 
geführten Einfuhren mit. 

(3) Ist ein Plafond erreicht, so kann die Kommis- 
sion durch Verordnung die Anwendung der betref- 
fenden gegenüber dritten Ländern geltenden Zoll- 
sätze bis zum Ende des Kalenderjahres für die ge- 
samte Gemeinschaft anordnen. 


Zugleich wenden die neuen Mitgliedstaaten die Zoll- 
sätze nach Artikel 4 Buchstabe f des Protokolls Nr. 1 
zu dem in Absatz 1 genannten Abkommen an. 


Artikel 2 

Die Einfuhren der im Anhang II genannten Erzeug- 
nisse mit Ursprung in Norwegen unterliegen für 
die Zeit vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 1973 einer 
gemeinschaftlichen Überwachung. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig die Einfuhren dieser Waren mit. Dies gilt nur 
für Waren, die bei der Zollstelle mit einer Anmel- 
dung zur Abfertigung zum freien Verkehr gestellt 
werden und für die eine den Bestimmungen des 
Protokolls Nr. 3 zu dem in Artikel 1 genannten Ab- 
kommen entsprechende Warenverkehrsbescheini- 
gung vorliegt. 

Artikel 3 

Die Kommission trifft in enger Zusamemnarbeit mit 
den Mitgliedstaaten alle der Durchführung dieser 
Verordnung dienlichen Maßnahmen. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
15. Juni 1973 - 1/4 (IV/ 1 ) -680 70- E- Ei 20/73. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 24. Mai 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozial aus Schusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Anhang I 

Liste der Waren, deren Einfuhr im Jahre 1973 
Richtplafonds unterliegt 

Beginn der Überwachung: 1. Juli 1973 


Nummer 


Lfd. Nr. 

des Ge- 
meinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Nimexe- 

Kennziffer 

Höhe des 
Plafonds 
- in t - 

1 

2 

3 

4 

5 


28.56 

Karbide (z. B. Siliziumkarbid, Borkarbid, Metall- 
karbide) : 



INI 


A. Siliziumkarbid 

28.56- 10 

17 250 


48.01 

Maschinenpapier und Maschinenpappe, einschließ- 
lich Zellstoffwatte, in Rollen oder Bogen: 





C. Kraftpapier und Kraftpappe: 





II. andere: 



I N 2 


— Kraft-, Deckenpapier und -pappe, soge- 
nannte „Kraftliner" (a) 

48.01 - 15, 21, 31 

7 500 

I N 3 


— Kraftsackpapier (a) 

48.01 - 16, 23 

14 250 

I N 4 


— andere 

48.01 - 08, 09, 11, 
12, 13, 17, 19, 25, 
26, 27, 28, 29, 33 

13 500 



ex E. andere: 



I N 5 : 


— Bibeldruckpapier, Durchschlagpapier; an- 
dere Druck- und Schreibpapiere, ohne 
Holzschliff oder mit einem Gehalt an 
Holzschliff von 5 Hundertteilen oder we- 
niger (a) 

48.01 -58, 61, 62 

17 500 

I N 6 


— Druck- und Schreibpapiere mit Holz- 
schliff (holzhaltig) (a), ausgenommen 
Durchschlagpapier 

48.01 -64, 68 

57 000 

I N 7 


— Halbzellstoffpapier für die Welle der 
Wellpappe, sogenanntes „fluting" (a) 

48.01 - 75 

21 750 

I N 8 


— Sulfitpackpapier (a) 

48.01 -71,73 

10 000 

I N 9 


— andere, ausgenommen Zellstoffwatte und 
Vliese aus Zellstoffasern, sogenannte 
„Tissues" 

48.01 - 41, 43, 45, 
52, 53, 54, 55, 56, 
77, 82, 84, 86, 88, 
91, 93, 95, 97 

16 500 

I N 10 

48.03 

Pergamentpapier, Pergamentpappe und Nachah- 
mungen davon, einschließlich sogenanntes Perga- 

48.03 - alle Num- 
mern 

10 500 


minpapier, in Rollen oder Bogen 

48.07 Papier und Pappe, gestrichen, überzogen, getränkt 
oder auf der Oberfläche gefärbt (marmoriert, ge- 
mustert oder dergleichen) oder bedruckt (andere 
als solche der Tarifnummer 48.06 und des Kapitels 
49), in Rollen oder Bogen: 


a) Maßgebend ist die Begriffsbestimmung am Ende dieses Anhangs. 


3 



Drucksache 7/81 7 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Lfd. Nr. 

Nummer 
des Ge- 
meinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Nimexe- 

Kennziffer 

Höhe des 
Plafonds 
- in t - 

1 

2 

3 

4 

5 



B. andere: 



I N 1 1 


— andere, ausgenommen gestrichene Druck- 
oder Schreibpapiere 

48.07 - 55, 56, 64, 
65, 66, 68, 70, 81, 
85, 91, 97, 99 

11 000 


73.02 

Ferrolegierungen: 



IN 12 


A. Ferromangan: \ 

II. anderes \ 

D. Ferrosiliziummangan ) 

73.02- 19, 40 

67 500 

IN 13 


C. Ferrosilizium 

73.02 - 30 

90 000 

IN 14 


E. Ferrochrom und Ferrosiliziumchrom 

73.02-51,55 

11 500 



C. andere: 



I N 15 

' 

— * Ferrovanadium 

73.02- 83 

245 

IN 16 


— andere, ausgenommen Ferromolybdän 

i 

73.02-60, 70, 98 

5 500 


76.01 

Rohaluminium; Bearbeitungsabfälle und Schrott, 
aus Aluminium: 



IN 17 


A. Rohaluminium 

76.01 - 11, 15 

95 000 

IN 18 

76.02 

Stäbe, Profile und Draht, aus Aluminium, massiv 

76.02 - alle Num- 
mern 

6 000 

IN 19 

76.03 

Bleche, Platten, Tafeln und Bänder, aus Aluminium, 
mit einer Dicke von mehr als 0,20 mm 

76.03 - alle Num- 
mern 

i 

9 000 
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Begriffsbestimmungen 


ex 48.01 C II Kraft-Deckenpapier und - pappe , soge- 
nannte „Kraftliner" 

Als Kraft-Deckenpapier und -pappe, soge- 
nannte „Kraftliner", gelten Papier und Pappe, 
maschinen- oder einseitigglatt, in Rollen mit 
einer Breite von 110 cm oder mehr, mit einem 
Anteil an Sulfatzellstoff aus Nadelholz von 
90 Hundertteilen oder mehr der Gesamtfaser- 
menge, mit einem Quadratmetergewicht von 
mehr als 115 g und einem Berstdruckindiz 
nach Müllen von 35 oder mehr. 

ex 48.01 C 11 Kraftsackpapier 

Als Kraftsackpapier gilt Papier, maschinen- 
glatt, in Rollen mit einer Breite von mehr als 
70 cm, mit einem Anteil an Sulfatzellstoff aus 
Nadelholz von 90 Hundertteilen oder mehr 
der Gesamtfasermenge, mit einem Quadrat- 
metergewicht von 60 bis 115 g, einem Berst- 
druckindiz nach Müllen von 38 oder mehr und 
einer Dehnbarkeit in Querrichtung von mehr 
als 5 v. H. sowie einer Dehnbarkeit in Ma- 
schinenrichtung von mehr als 3 v. H. 

ex 48.01 E Andere Druck- und Schreibpapiere ohne 
Holzschliff oder mit einem Gehalt an 
Holzschliff von 5 Hundertteilen oder we- 
niger 

Als andere Druck- und Schreibpapiere ohne 
Holzschliff oder mit einem Gehalt an Holz- 
schliff von 5 Hundertteilen oder weniger gel- 
ten andere als einseitigglatte Papiere, zum 
Bedrucken oder Beschreiben, mit einem An- 
teil an Holzschliff von nicht mehr als 5 Hun- 
dertteilen der Gesamtfasermenge. 


ex 48.01 E Druck- und Schreibpapiere mit Holzschliff 
(holzhaltig) 

Als Druck- und Schreibpapiere mit Holzschliff 
(holzartig) gelten andere als einseitigglatte 
Papiere, zum Bedrucken oder Beschreiben, mit 
einem Anteil an Holzschliff von mehr als 5 
Hundertteilen der Gesamtfasermenge. 

ex 48.01 E Halbzellstoffpapier für die Welle der 
Wellpappe, sogenanntes „ fluting " 

Als Halbzellstoffpapier für die Welle der 
Wellpappe, sogenanntes „fluting", gilt Papier, 
in Rollen mit einer Breite von 110 cm oder 
mehr, mit einem Gehalt an ungebleichtem 
Halbzellstoff (Halbstoff, der in einem abge- 
schwächten chemischen Verfahren gewonnen 
worden ist, an das sich ein mechanisches Ver- 
fahren angeschlossen hat) aus Laubholz von 
70 Hundertteilen oder mehr der Gesamtfaser- 
menge und einem Flachstauchwiderstand nach 
der CMT-Methode (Concora Medium Test) 
von mehr als 20 kp. 

ex 48.01 E Sulfitpackpapier 

Als Sulfitpackpapier gilt einseitigglattes, in 
der Masse nicht gefärbtes Papier mit einem 
Anteil an Sulfitholzzellstoff, ungebleicht oder 
gebleicht, von mehr als 40 Ilundertteilen der 
Gesamtfasermenge, mit einem Aschegehalt 
von höchstens 8 Hundertteilen und mit einem 
Berstdruckindiz nach Müllen von 25 oder 
mehr. 
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Anhang II 


Liste der Waren zu Artikel 2 
- Beginn der Überwachung: 1. Juli 1973 - 


Lfd. Nr. 

Nummer des 
Gemeinsamen ; 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Nimexe-Kennziffer 

1 

2 

3 

4 

! 

! 28.04 

Wasserstoff: Edelgase: andere Nichtmetalle: 

C. andere Nichtmetalle: 

28.04 - 93, 95 

II N 1 


ex V. Silizium 


II N 2 

44.15 

Furniertes Holz und Sperrholz, auch in Verbindung 
mit anderen Stoffen; Hölzer mit Einlegearbeit (In- 
tarsien oder Marketerie) 

44.15 - alle Nummern 

II N 3 

00 

TT 

Sogenanntes Kunstholz, aus Holzspänen, Sägespä- 
nen, Holzmehl oder anderen Abfällen holziger 
Stoffe unter Verwendung von Natur- oder Kunst- 
harz oder anderen organischen Bindemitteln zu- 
sammengepreßt, in Form von Platten, Tafeln, Blök- 
ken und dergleichen 

! 44.18 - alle Nummern 


48.05 

Papier und Pappe, gewellt, auch mit aufgeklebter 
Decke), gekreppt, gefältelt, durch Pressen oder Prä- 
gen gemustert oder perforiert, in Rollen oder Bo- 
gen: 

i 

II N 4 


B. andere 

48.05-21, 29, 30, 50, 80 

II N 5 

48.09 

Bauplatten aus Papierhalbstoff, aus Fasern von 
Holz oder von anderen pflanzlichen Stoffen, auch 
mit natürlichen oder künstlichen Harzen oder ähn- 
lichen Bindemitteln hergestellt 

48.09 - alle Nummern 


56.01 

Synthetische und künstliche Spinnfasern, weder ge- 
krempelt noch gekämmt: 


II N 6 


B. künstliche Spinnfasern 

56.01 -21,23, 25, 29 


56.02 

Spinnkabel: 


II N 7 


B. aus künstlichen Spinnfäden 

56.02-21,23, 25,29 

II N 8 

74.03 

Stäbe, Profile und Draht, aus Kupfer, massiv 

74.03 - alle Nummern 

II N 9 

74.04 

Bleche, Platten, Tafeln und Bänder, aus Kupfer, mit 
einer Dicke von mehr als 0,15 mm 

74.04 - alle Nummern 

II N 10 

74.05 

Blattmetall, Folien und dünne Bänder, aus Kupfer 
(auch geprägt, zugeschnitten, gelocht, überzogen, 
bedruckt oder auf Papier, Pappe, Kunststoff oder 
ähnlichen Unterlagen befestigt), mit einer Dicke 
(ohne Unterlage) von 0,15 mm oder weniger 

74.05 - alle Nummern 

II N 11 

74.06 ! 

Pulver und Flitter, aus Kupfer 

74.06 - alle Nummern 

II N 12 | 

l 

74.07 

Rohre (einschließlich Rohlinge) und Hohlstangen, 
aus Kupfer 

74.07 - alle Nummern 
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Nummer des ! 


Lfd. Nr. 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 

i Warenbezeichnung 

Nimexe-Kennziffer 

1 

2 

3 

4 


78.01 

Rohblei (auch silberhaltig); Bearbeitungsabfälle 
und Schrott, aus Blei: 


II N 13 


A. Rohblei: 




II. anderes 

78.01 - 12, 13, 15, 19 


79.01 

Rohzink: Bearbeitungsabfälle und Schrott aus Zink: 


II N 14 


A. Rohzink 

79.01 -11, 15 

II N 15 

81.01 

Wolfram, roh oder verarbeitet 

81.01 - alle Nummern 

II N 16 

81.02 

Molydän, roh oder verarbeitet 

81 .02 - alle Nummern 

II N 17 

81.03 

Tantal, roh oder verarbeitet 

81 .03 - alle Nummern 


81.04 

Andere unedle Metalle, roh oder verarbeitet; 




Cermets, roh oder verarbeitet: 


II N 18 


B. Cadmium 

81.04-16, 18 

II N 19 


C. Cobalt: 


II N 19 


II. verarbeitet 

81.04-23 

II N 20 


D. Chrom 

81.04-26, 28 

II N 21 

! 

E. Germanium 

81.04-31, 33 

II N 22 


F. Hafnium (Celtium) 

81.04-36, 38 

II N 23 


G. Mangan 

81.04-41, 43 

II N 24 


H. Niob (Columbium) 

81.04-46, 48 

II N 25 


IJ. Antimon 

81.04-51,53 

II N 26 


K. Titan 

81.04-56, 58 

II N 27 

i 

: 

L. Vanadin 

1 ! 

81.04-61, 63 

II N 28 


M. an Uran 235 abgereichertes Uran 

81.04-69 

II N 29 


! O. Zirkonium 

81.04-81, 83 

II N 30 


P. Rhenium 

81.04-91,93 

II N 31 


Q. Gallium, Indium., Thallium 

81.04-94, 95 

II N 32 


! 1 

j R. Cermets 

j i 

81.04-97, 98 



1 ___ _ ! 
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Begründung 


1. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat mit 
Norwegen am 14. Mai 1973 ein Abkommen gezeich- 
net. Dieses Abkommen sieht die schrittweise Besei- 
tigung der Zollstäze in fünf Herabsetzungen von je 
20 v. H. während einer Übergangszeit bis zum 1. Juli 
1977 vor. 

Hiervon abweichend wird nach Artikeln 1 und 2 des 
Protokolls Nr. 1 dieses Abkommens die Beseitigung 
der Zollsätze für eine bestimmte Reihe von Waren 
durch geringere Zollherabsetzungen während län- 
gerer Übergangszeiten verwirklicht. 

Außerdem ist gemäß einer anderen Vorschrift die- 
ses Protokolls die Einfuhr einiger Waren, auf die 
diese Sonderregelung anzuwenden ist, Richtplafonds 
unterworfen, bei deren Überschreiten die Wieder- 
anwendung der gegenüber Drittländern geltenden 
Zollsätze angeordnet werden kann, und zwar mit 
Geltung bis zum Ende des Kalenderjahres. Diese 
Waren und die dazugehörigen Richtplafonds sind im 
Anhang C dieses Protokolls aufgeführt. 

Die im Anhang C des Protokolls Nr. 1 festgesetzten 
Richtplafonds für die Waren der Tarifnummern 
76.02 und 76.03 des Gemeinsamen Zolltarifs waren 
zuerst als vorläufig anzusehen. Gemäß einem Brief- 
wechsel zwischen der Gemeinschaft und Norwegen 
könnten sie bis zu dem Betrag erhöht werden, den 
die Gemeinschaftseinfuhren dieser Waren aus Nor- 
wegen im Jahre 1972 erreicht haben; die erhöhten 
Beträge dürfen jedoch 15 000 t für die Tarifnummer 
76.02 und 25 000 t für die Tarifnummer 76.03 nicht 
übersteigen. Die Prüfung der Gemeinschaftsstatisti- 
ken hat nun ergeben, daß die betreffenden Einfuh- 
ren im Jahre 1972 10 151 t bzw. 17 426 t erreicht ha- 
ben. Die Richtplafonds für die Tarifnummern 76.02 
und 76.03 für 1972 bleiben demgemäß unverändert 
auf 12 000 t und 18 000 t festgesetzt (d. h. 6000 t bzw. 
9000 t für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 
1973). 

2. Zur Durchführung dieser beiden Vorschriften, 

— jährliche Richtplafonds und 

— Wiedereinführung der Zollsätze 

ist die Annahme gemeinsamer und genauer Regeln 
erforderlich, die von allen Mitgliedstaaten einheit- 
lich angewendet werden müssen. Diesem Erfordernis 
kann durch Festsetzung eines gemeinschaftlichen 
Überwachungssystems der tatsächlichen Einfuhren 
aus dem Partnerland entsprochen werden. Hierzu 
müßten die Mitgliedstaaten die geeigneten Maßnah- 
men treffen, die eine schnelle Zusammenstellung der 
statistischen Daten auf Gemeinschaftsebene ermög- 
lichen. Dabei dürfen nur die Einfuhren der betref- 
fenden Waren erfaßt werden, die zur Abfertigung 
zum freien Verkehr angemeldet werden und für die 


gleichzeitig ein den Vorschriften der oben unter 
Punkt 1 genannten Abkommen entsprechendes Ur- 
sprungszeugnis vorliegt. 

Alle Mitgliedstaaten würden diese Aufstellungen 
am Monatsende machen und bis zum zehnten Tage 
des folgenden Monats den Kommissionsdienststel- 
len übermitteln, so daß die Kommissionsdienststel- 
len allen Mitgliedstaaten mit Fernschreiben eine 
Gesamtübersicht über die einzelnen im vorherge- 
henden Monat eingeführten Waren übermitteln 
könnte. Selbstverständlich wird das Überwachungs- 
system, gleichgültig welches Verfahren angenom- 
men wird, Sorgfalt und enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den betreffenden Dienststellen der Mitglied- 
staaten und der Kommission erfordern. 

Zur Wiedereinführung der Zollsätze würde folgen- 
der Mechanismus dienen: Sobald aus einer der mo- 
natlichen Gesamtübersichten der Kommissions- 
dienststellen hervorgeht, daß der für eine bestimmte 
Ware festgesetzte Plafond zu 75 v. H. erreicht ist, 
können auf Antrag eines Mitgliedstaates oder auf 
Veranlassung der Kommission Konsultationen in 
der Gruppe „Wirtschaftliche Tariffragen" stattfin- 
den. Dabei würde Fall für Fall geprüft, ob bei Errei- 
chen des festgesetzten Plafonds die Wiederanwen- 
dung der gegenüber Drittländern geltenden Zoll- 
sätze angeordnet werden soll oder nicht. 

Nach dieser Konsultation werden die Einfuhren der 
betreffenden Waren weiterhin monatlich erfaßt - es 
sei denn, eine Zehntagemeldung oder etwas ande- 
res wird festgelegt (z. B. durch Telex) -. Damit wäre 
die Kommission in der Lage, auf schnellstem Wege 
die Maßnahmen zu treffen, die - mittels Verord- 
nung - zur Wiederanwendung der Zollsätze gegen- 
über dem Partnerland bis zum Ende des Kalender- 
jahres führen. In diesem Fall würde natürlich die 
Erhebung der Zollsätze für die betreffende Ware in 
der durch die Verordnung festgesetzten Frist wieder 
eingeführt und die im Protokoll vorgesehene Zoll- 
herabsetzung beendet. 

3. Für die Anwendung der Plafondsregel und die 
Wiederanwendung der Zollsätze sieht der anliegen- 
de Vorschlag die Übertragung von Befugnissen auf 
die Kommission vor. 

Im Verordnungsvorschlag wird jedoch lediglich der 
Rahmen für die Ausübung der Befugnisse abge- 
steckt, damit die erforderlichen Verfahren nach Kon- 
sultation mit den Mitgliedstaaten rasch und elastisch 
durchgeführt werden können. In diesem Bemühen 
um größtmögliche Wirksamkeit und Schnelligkeit 
wurde in dem Verordnungsvorschlag auch vorgese- 
hen, daß es Aufgabe der Kommission ist, gegenüber 
dem Partnerland die Wiederanwendung der gel- 
tenden Drittlandzollsätze anzuordnen. 
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Endlich könnte, so wie es im Falle der beschlosse- 
nen analogen Verordnungen für die anderen nicht- 
beitretenden EFTA-Länder geschehen ist, gelegent- 
lich der Annahme dieser Verordnung folgende In- 
schrift in das Protokoll des Rates aufgenommen wer- 
den: 

„La decision de retablir les droits de douane, pour 
le reste de l'anne en cours, lorsqu'un plafond est 
atteint, est prise ä l initiative de la Commission ou 
immediatement si un Etat membre le demande." 


9 



